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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 1987/88 von der Rechtswis-
senschaftlichen Fakultät der Westfälischen-Wilhelms-Universität Münster als 
Dissertation angenommen. Das Manuskript wurde im März 1988 abgeschlos-
sen. Spätere Veröffentlichungen konnten vereinzelt bis September 1988 berück-
sichtigt werden. 

Mein Doktorvater, Herr Professor Dr. Bernhard Großfeld, regte das Thema 
an und förderte mich fachlich und persönlich. Der Deutsche Akademische 
Austauschdienst ermöglichte mir einen viermonatigen Forschungsaufenthalt in 
Paris. Herr Professor Loussouarn war in dieser Zeit für meine Fragen offen. 
Herr Professor Dr. Otto Sandrock beurteilte die Arbeit als Zweitgutachter. Für 
die Unterstützung, die mir zuteil wurde, bedanke ich mich. 

Münster, im Oktober 1988 
Jens Pohlmann 
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Jus nullo continetur loco. 

Einleitung 

Das nationale Gesellschaftsrecht eines jeden Staates regelt die Erscheinungs-
formen der Gesellschaften, ihre Organisation und ihre Handlungsweise. Über-
schreiten Gesellschaften die Grenzen eines Staates, so sind mehrere nationale 
Gesellschaftsrechte betroffen. In diesem Fall muß geklärt werden, welches 
Recht maßgebend ist. Das zuständige nationale Gesellschaftsrecht -das Gesell-
schaftsstatut- zu bestimmen, ist Aufgabe des Internationalen Gesellschafts-
rechts. "International" sind nur die Sachverhalte. Das Internationale Gesell-
schaftsrecht selbst hingegen ist trotz der irreführenden -aber eingebürgerten-
Bezeichnungnationales Recht. "Gesellschaftsrecht" als Rechtsgebiet ist weit zu 
verstehen. Der aegriff der Gesellschaft umfaßt dabei ebenso wie der französi-
sche AusdrucI "societe" -der ansonsten als Terminus technicus nur juristische 
Personen einbezieht- alle Personenvereinigungen, juristische Personen und 
andere organisierte Vermögenseinheiten 1. 

Das Internationale Gesellschaftsrecht ist Bestandteil des Internationalen 
Privatrechts. Dieses bestimmt das anwendbare Recht für alle Privatrechtsver-
hältnisse. Da das Internationale Privatrecht zwischen zwei oder mehreren 
kollidierenden Rechten entscheidet, wird es auch als Kollisionsrecht bezeichnet. 
Internationale Sachverhalte werfen außer der kollisionsrechtlichen Problematik 
weitere Fragen auf. So enthalten die nationalen Rechtsordnungen Sonderregeln 
für Ausländer. Die Gesamtheit dieser Sonderregeln bildet das Fremdenrecht. 
Um eine Person als Inländer oder als Ausländer zu kennzeichnen, muß man sie 
einem Staat zuordnen. Es handelt sich hierbei um die Problematik der 
Nationalität. Soll ein Gerichtsverfahren in die Wege geleitet werden, so ist zu 
klären, in welchem Land die Gerichte zuständig sind. Dies ist die Aufgabe des 
Internationalen Zuständigkeitsrechts. Während der deutsche Begriff des Inter-
nationalen Privatrechts nur das Kollisionsrecht umfaßt, geht der französische 
Begriff des "droit international prive" weiter. Er bezieht zusätzlich die drei 
genannten Gebiete ein, also das Fremdenrecht, die Nationalität und das 
Internationale Zuständigkeitsrecht2 • 

Gleiches gilt für das Internationale Gesellschaftsrecht. Der französische Begriff 
des "droit international prive en matiere de societes" umfaßt neben den "conflits 
de lois" (Kollisionsrecht) die "condition des etrangers" (Fremdenrecht), die 

1 Staudinger/Großfeld, BGB, 12. Aufl., Berlin 1980, Internationales Gesellschaftsrecht, 
Rdnr. 1 für den Begriff "Gesellschaft". 

2 Loussouarn/ Bourel, Droit international prive, 2. Aufl., Paris 1980 mit Ergänzungslie-
ferung Stand 1. April 1984, Nr. 26, S. 21. 

2* 
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"conflits de juridictions" (Internationales Verfahrensrecht) und die "nationali-
t6" (Nationalität). Die Nationalität von Gesellschaften wird in dem Bemühen 
erörtert, einheitliche Kriterien zur Festlegung der In- bzw. Ausländereigen-
schaft von Gesellschaften aufzudecken. 

Ein weiteres Problem im Internationalen Gesellschaftsrecht ist die Anerken-
nung ("reconnaissance") ausländischer Gesellschaften. Dieses Problem resul-
tiert aus der Tatsache, daß eine Gesellschaft nicht wie eine natürliche Person 
durch Geburt, sondern aufgrund eines Rechtsakts ins Leben gerufen wird. 
Dieser Rechtsakt richtet sich nach einer nationalen Rechtsordnung. Außerhalb 
des Geltungsgebiets dieser Rechtsordnung ist die Gesellschaft nicht automatisch 
existent. Sie muß dort als solche anerkannt werden. 

Darstellungen des deutschen Internationalen Gesellschaftsrechts erörtern 
gewöhnlich auch das Fremdenrecht3 • Sie grenzen dieses so eindeutig wie 
möglich vom Kollisionsrecht ab. Dies versucht auch die vorliegende Arbeit, 
wenngleich in französischen Darstellungen die Trennlinie zuweilen nur schwer 
auszumachen ist. Deutsche Abhandlungen erörtern die Nationalität von 
Gesellschaften nicht gesondert, während dieser Frage in französischen Darstel-
lungen maßgebende Bedeutung zukommt. Auch die vorliegende Arbeit hat sich 
daher damit auseinanderzusetzen. Sie erörtert hingegen nicht das Internationale 
Verfahrensrecht. Dieses ist ein eigenständiges Gebiet. Es unterliegt eigenen 
Regeln und ist insofern ohne Einfluß auf die Darstellung des Internationalen 
Gesellschaftsrechts im übrigen. 

Das französische Internationale Gesellschaftsrecht ist in erster Linie für den 
französischen Juristen von Bedeutung. Doch auch der deutsche Rechtsanwen-
der kann damit konfrontiert werden. Steht er vor der Frage, welches Recht 
entscheidungsbefugt ist, so schaut er zunächst auf das deutsche Internationale 
Gesellschaftsrecht. Verweist dieses ihn auf das französische Recht, so hat er die 
Antwort im französischen Internationalen Gesellschaftsrecht zu suchen. Deut-
sche Gesellschaften, die in Frankreich geschäftlich aktiv zu werden beabsichti-
gen - die dort etwa eine Filiale eröffnen wollen - müssen wissen, welchen 
Sondervorschriften sie unterliegen. 

Neben der Anwendung des Rechts steht die wissenschaftliche Auseinander-
setzung mit ihm. Ein so weitgehend von Rechtsprechung und Lehre beherrschtes 
Gebiet, das durch keine Kodifikation festgeschrieben ist, ist für die Rechtsver-
gleichung besonders ergiebig. Argumente und Einrichtungen des fremden 
Rechts können zuweilen auf das eigene Recht übertragen werden. 

Schließlich ist auf die Bemühungen hinzuweisen, im Internationalen Gesell-
schaftsrecht zu international vereinheitlichten Normen zu gelangen. Ein Ergeb-
nis ist die kürzlich neu geschaffene Rechtsform der Europäischen Wirtschaftli-

3 S. etwa StaudingerjGroßfeld, BGB, 12. Aufl., Berlin 1980, Internationales Gesell-
schaftsrecht, Rdnr. 558. 
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chen Interessenvereinigung4 . Ein solches Werk und jede andere vernünftige 
Rechtsvereinheitlichung setzen voraus, daß man die verschiedenen nationalen 
Rechte kennt. Es besteht daher auch in der Bundesrepublik Deutschland 
Veranlassung zu einer kritischen Auseinandersetzung mit dem französischen 
Internationalen Gesellschaftsrecht. 

4 S. dazu: Israel, Une avand:e du droit communautaire: Le groupement europeen 
d'interet €:conomique (GEIE), Revue du March€: commun 1985, 645; Abmeier, Die 
Europäische Wirtschaftliche Interessenvereinigung und nationales Recht, NJW 1986, 
1987. 


